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Die jährliche Bilanz der französischen Europapolitik kann nicht erschöpfend sein
- dies gilt umso mehr für ein Jahr, in das Frankreichs Ratspräsidentschaft und
der historische Umbruch in Osteuropa fiel. Der Beitrag konzentriert sich daher
auf drei Themen: die Europawahl vom Juni 1989, die Prioritäten der französi-
schen EG-Ratspräsidentschaft und die Reaktionen auf die Entwicklung der.
deutschen Frage.

Die Europawahl vom Juni 1989

Die Europawahl vom 18. Juli 1989 erbrachte einen neuen 'Rekord': 51% der
Wahlberechtigten beteiligten sich nicht an der Wahl (1984: 43%, 1979: 39%).
Das Desinteresse der Wähler scheint - wie schon bei der letzten Europawahl
vermutet - vor allem dadurch begründet zu sein, daß die politischen Machtver-
hältnisse auf nationaler Ebene nicht betroffen sind. Doch spielt auch eine
gewisse Wahlmüdigkeit nach den sechs Wahlen seit der Präsidentschaftswahl vom
April/Mai 1988 eine Rolle. Das jeweils auf die Listen eines Wahlkreises bezogene
Verhältniswahlrecht, das in Frankreich nur für die Europawahl angewandt wird,
führte erneut zu einer Aufsplitterung der Wahllisten, diesmal in 15 (1984: 14,
1979: 11). Die "Union pour la D6mocratie Franchise" (UDF) stellte mit den
Gaullisten (RPR) eine von dem ehemaligen Staatspräsidenten Val6ry Giscard
d'Estaing geführte Einheitsliste auf. Der Zentrumsflügel der UDF konnte sich
jedoch nicht mit den RPR-Positionen in der Europapolitik identifizieren und
stellte unter Führung von Simone Veil, ehemalige Präsidentin des Europäischen
Parlaments, eine eigene Liste auf. Der Präsident der Nationalversammlung,
Laurent Fabius, führte die Liste der Sozialistischen Partei (PS); der Wirtschafts-
experte Philippe Herzog die der Kommunistischen Partei (PC), deren Politbüro
er angehört. Jean-Marie Le Pen, Parteichef des "Front National", stand wie 1984
an der Spitze der rechtsextremen Liste, die sich diesmal "Europa und Vaterland"
nannte. Der Parteichef der Grünen, Antoine Waechter, den die Franzosen bei
der Präsidentschaftswahl 1988 entdeckt hatten, führte die grüne Liste an.

Umfragen zeigten, daß sich die Wähler mit ihrer Stimmabgabe eher zur euro-
päischen Einigung äußerten als zur innenpolitischen Situation Frankreichs1.
Europäische Themen beherrschten den Wahlkampf zwar nicht ausschließlich,
jedoch bestätigen die Umfrageergebnisse, daß der europäische Integrationspro-
zeß mittlerweile für die Wähler weniger abstrakt ist als 1984. Dazu hat die
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Diskussion über den Platz Frankreichs im Binnenmarkt nach 1992 beigetragen,
die seit Veröffentlichung des Weißbuchs der Kommission 1985 und mehr noch
seit Verabschiedung der EEA 1986 auf politischer und wirtschaftlicher Ebene
geführt wird. Die Europäische Gemeinschaft ist zudem auch in der zweiten
Amtszeit von Präsident Mitterrand ein privilegiertes Thema seiner Reden und
Erklärungen - was alle Parteien zwingt, entsprechend Position zu beziehen. Die
Wahlprogramme von UDF/RPR, Zentrum und Sozialisten betonen alle - trotz
einiger Nuancen in bezug auf die konkreten Schritte - die wirtschaftlichen und
sozialen Vorteile, die Frankreich aus der Vollendung des Binnenmarktes ziehen
werde. Dieser Konsens bestätigt, daß die "herrschende" politische Klasse im
Binnenmarkt-Programm ein neues, hoffnungsvolles Projekt für die Zukunft der
französischen Wirtschaft sieht - nach 15 Krisenjahren und vergeblichen nationa-
len Therapieversuchen2. Die drei Listen von UDF/RPR, Zentrum und Sozialisten
befürworten eine Europäische Union - allerdings entsprechen die derzeit disku-
tierten institutionellen Reformen nicht unbedingt diesem ehrgeizigen Ziel3. Nur
das Zentrum schlägt - als Erbe der christdemokratischen Tradition - vor, dem
EP ein Mandat für einen neuen föderalistischen Verfassungsentwurf zu erteilen,
der an die Initiative Spinellis von 19844 anknüpft und "das politische Europa von
morgen organisieren"5 soll. UDF/RPR und PS beschränken ihre Vorschläge auf
eine Stärkung der bestehenden Institutionen.

Kommunisten, Front National und Grüne lehnen aus verschiedenen Gründen
die Vollendung des Binnenmarktes ab. Die Kommunistische Partei verurteilt die
französischen Politiker, die auf das französische Veto-Recht in den Brüsseler
Institutionen verzichten6. Der Front National, genauso nationalistisch wie die
Kommunisten, preist ein "konföderales"7 Europa an, in dem die Nationalstaaten
nicht auf Souveränität verzichten. Die Grünen konzentrieren ihre Vorschläge auf
eine Stärkung des Europäischen Parlaments - ohne jedoch die neuen Kompeten-
zen, die sie ihm verleihen wollen8, näher zu definieren.

Die Analyse der Wahlergebnisse9 zeigt deutlich das Ende der "bipolaren
Quadrille"10 der vier großen Parteien - rechts UDF und RPR, links PS und
PC -, die das politische System bis in die 80er Jahre kennzeichnete. Mit insge-
samt nur 60% der Stimmen gehen diese Parteien geschwächt aus der Wahl
hervor. Frau Veils Zentrumsliste erhielt 8,4% der Stimmen (7 Mandate). Der
Front National stabilisierte seine Position mit 11,7% der Stimmen (1984: 10,9%)
und weiterhin 10 Mandaten. Die eigentliche Wahlüberraschung lieferten die Grü-
nen, die 10,6% der Stimmen erhielten und mit 9 Abgeordneten ins EP einzogen.
Ihnen ist damit ein seit ihrem Erscheinen auf der politischen Bühne 1974 unge-
kannter Durchbruch gelungen (Europawahl 1984: 3,4%; Präsidentschaftswahlen
1988: 3,8%). Die Europawahl signalisiert somit den Übergang zu einem Sechs-
Parteien-System, in dem die beiden Randparteien - Rechtsextreme und Grüne -
über einen bedeutenden Spielraum verfügen.
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Die vier Prioritäten der französischen Präsidentschaft

Die französische Ratspräsidentschaft im zweiten Halbjahr 1989, die sich an die
spanische anschloß, erbrachte beachtliche Ergebnisse im Bereich des Binnen-
marktes und der Außenbeziehungen. Sie hatte sich ursprünglich insbesondere
Fortschritte bei der Verwirklichung der Wirtschafts- und Währungsunion, der
Sozialpolitik, der Politik im audiovisuellen Bereich und der Umweltpolitik zum
Ziel gesetzt. Diese Auswahl zeigte den Willen, vorrangig die den Binnenmarkt
flankierende Politik voranzutreiben, damit sich das Projekt '92 nicht auf die
Verwirklichung der vier Freiheiten beschränkt11.

Die WWU schien bei weitem das wichtigste Dossier für die französische
Präsidentschaft zu sein. Ihre Aufgabe in bezug auf die Verwirklichung der ersten
Stufe des Delors-Plans war relativ einfach, da kein Mitgliedstaat die Vertiefung
der wirtschafts- und währungspolitischen Kooperation im bestehenden institutio-
nellen Rahmen ablehnte. Pierre B6r6govoy, der im Ecofin-Rat den Vorsitz hatte,
konnte ohne größere Schwierigkeiten Mitte November 1989 einen Konsens zur
Verwirklichung der ersten Phase herstellen, die auf die allmähliche Konvergenz
der Wirtschaftsdaten der EG-Staaten und auf die Vertiefung der Zusammenar-
beit zwischen den Zentralbanken zielt12. Umstrittener war dagegen die Frage der
Einberufung der Regierungskonferenz, die die Römischen Verträge für den
Übergang zur zweiten und dritten Stufe des Delors-Plans ändern soll. In seiner
Rede vor dem EP am 25. Oktober 1989 wünschte Mitterrand, daß sie ihre
Arbeit bereits im Herbst 1990 aufnehme. Dem stand der britische Widerstand
gegen jegliche institutionelle Reform sowie der Mangel an Begeisterung in der
Bundesrepublik Deutschland entgegen. Bonn forderte Garantien für die Autono-
mie des Europäischen Zentralbanksystems sowie verpflichtende Regeln für die
haushaltspolitische Zusammenarbeit und wollte zudem keine Verhandlungen vor
den für Dezember 1990 vorgesehenen Bundestagswahlen aufnehmen.

Um durch Meinungsaustausch einen Kompromiß zu finden, berief die franzö-
sische Präsidentschaft eine hochrangige Expertengruppe ein, mit jeweils zwei
Vertretern der Kommission und der 12 Mitgliedstaaten13, unter Leitung von
Elisabeth Guigou, Sonderbeauftragte von Präsident Mitterrand. Die Gruppe
erstellte einen Fragenkatalog14 zu den wichtigsten Problemen der Wirtschafts-
und Währungsunion. Dieser Bericht wurde vom Rat für allgemeine Angelegen-
heiten am 6. November 1989 und vom Ecofin-Rat am 13. und 14. November als
nützliches Arbeitsdokument begrüßt. Trotz der von britischer Seite geäußerten
Bedenken und deutschem sowie niederländischem Zögern war die französische
Präsidentschaft daraufhin zuversichtlich, daß die für die Einberufung der Regie-
rungskonferenz nötige Mehrheit beim Straßburger Gipfel Anfang Dezember
zustande kommen würde. Offen blieb der Zeitpunkt der Arbeitsaufnahme der
Konferenz. Hierzu kam es in letzter Minute zu einer deutsch-französischen
Kontroverse: Bundeskanzler Kohl drückte wenige Tage vor dem Gipfel in einem
Brief an Präsident Mitterrand seinen Wunsch aus, den Zeitpunkt erst in der
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zweiten Jahreshälfte 1990 festzulegen15. Beim Europäischen Rat in Straßburg
einigte man sich schließlich darauf, daß die Regierungskonferenz "auf Einladung
der italienischen Regierung vor Ende 1990 zusammentreten"16 wird.

Seit September 1988 hatte sich die französische Regierung parallel zur Kom-
mission17 um eine Garantie sozialer Grundrechte für die Arbeitnehmer der Ge-
meinschaft bemüht. Die Präsidentschaft unterstützte den Entwurf der Kommis-
sion für eine Sozialcharta, die schließlich beim Straßburger Gipfel von elf Staats-
und Regierungschefs - Frau Thatcher verweigerte die Beteiligung - verabschiedet
wurde. In dem Bemühen, zugleich die Minimalisten (Großbritannien) und die
Maximalisten (Italien und Belgien) zu berücksichtigen, vertrat Frankreich immer
die Position, daß die Sozialcharta sich auf eine feierliche Erklärung beschränken,
aber durch ein Aktionsprogramm zur Umsetzung ergänzt werden müsse, das
verbindliche rechtliche Instrumente vorsieht. Die Kommission legte dem Rat
dieses Programm am 29. November 1989 vor18.

Frankreichs Bemühungen um ein "audiovisuelles Eureka" konkretisierten sich
mit der ersten Europäischen Audiovisuellen Konferenz, die vom 30. September
bis zum 2. Oktober 1989 in Paris stattfand19. Festgelegt wurden Ziele und Mittel
des Projektes, an dem außer den Zwölf auch andere Mitgliedstaaten des Euro-
parates sowie Ungarn, Polen und die Sowjetunion teilnehmen. Beschlossen wur-
de u. a., innerhalb von fünf Jahren 1,7 Mrd. FF (rund 500 Mio. DM) mit dem
Ziel zu investieren, Kooperationsprojekte von audiovisuellen Industrien - sei es
zur Produktion oder zur Vertreibung von Filmen - zu finanzieren. Außerdem
wird ein Koordinationsausschuß für das audiovisuelle Eureka einberufen, der sich
aus Vertretern der beteiligten Länder und der EG-Kommission zusammensetzt20.

Am 3. Oktober 1989 wurde die Richtlinie zum "Fernsehen ohne Grenzen"21

verabschiedet, die den rechtlichen Rahmen für den freien Verkehr von Fernseh-
programmen in der EG festlegt. Diese Richtlinie hatte in Frankreich bei ihrer
ersten Lesung im Binnenmarktrat im Frühjahr 1989 Verärgerung bei der audiovi-
suellen Industrie hervorgerufen, die der Ministerin für Europäische Angelegen-
heiten, Edith Cresson, vorwarf, die von Frankreich gewünschte obligatorische
Quote von 60% europäischen Sendungen nicht durchgesetzt zu haben22. Der
endgültige Text unterschied sich kaum vom ersten Gemeinsamen Standpunkt:
Die Mitgliedstaaten einigten sich nur auf die politische (und nicht rechtliche)
Verpflichtung, den Hauptteil der Sendezeit europäischen Werken vorzubehalten.
Unter französischer Präsidentschaft wurden darüber hinaus zwei Maßnahmen
zum "Hochauflösenden Fernsehen" (HDTV) verabschiedet: Zum einen die
Einrichtung einer europäischen Interessengruppe23; zum anderen ist eine gemein-
same Aktion beschlossen worden, um den europäischen HDTV-Normenvorschlag
gegenüber der japanischen Konkurrenz als Weltnorm durchzusetzen24.

Im Bereich der Umweltpolitik bemühte sich Frankreich vor allem, den Kom-
missionsvorschlag für eine Europäische Umweltagentur voranzubringen, die
Daten über die Umweltsituation in Europa sammeln soll, auf die sich die Um-
weltpolitik der EG, der Mitgliedstaaten, aber auch von Drittstaaten stützen kann.
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Der Umweltrat befürwortete die Schaffung der Agentur Ende November 1989 in
einem Gemeinsamen Standpunkt und erließ im Mai 1990 eine Verordnung zur
Errichtung einer Europäischen Umweltagentur und eines Europäischen Umwelt-
informations- und Umweltbeobachtungsnetzes25.

Reaktionen auf die deutsch-deutsche Entwicklung

Die Ereignisse, die im Herbst 1989 auf die DDR hineinbrachen, betrafen Frank-
reich zutiefst. Dies ist sehr verständlich, da Frankreich seit 40 Jahren die Bezie-
hungen zur Sowjetunion an der Existenz zweier stabiler deutscher Staaten
ausgerichtet hat26. Die Öffnung der Berliner Mauer am 9. November 1989 wurde
von der französischen Öffentlichkeit dennoch mit Sympathie und Mitgefühl
aufgenommen. Erste Umfragen zeigten, daß die Perspektive einer Wiedervereini-
gung die Mehrheit der Franzosen nicht beunruhigt27. Einige Politiker28 und
Mitglieder der Pariser 'Intelligentia'29 äußerten jedoch Bedenken angesichts des
ökonomischen und demographischen Potentials eines geeinten Deutschlands.
Hier zeigte sich wieder der Perzeptionsunterschied zur deutschen Frage, der in
Frankreich seit einigen Jahren zwischen der Öffentlichkeit und den Eliten be-
steht30. Präsident Mitterrand begnügte sich zunächst damit, die von Frankreich
seit 35 Jahren unterstützten Grundsätze zu bekräftigen: Die deutsche Einheit sei
ein legitimes Ziel, wenn sie aus der freien Selbstbestimmung des deutschen
Volkes hervorgeht und die bestehenden Verträge respektiert. Auch Außenmini-
ster Roland Dumas äußerte sich vorsichtig: Die Wiedervereinigung könne kein
Problem der Aktualität sein, sagte er noch am 15. November 1989 vor der
Nationalversammlung31. Im Anschluß an den von Mitterrand in Paris einberufe-
nen Sondergipfel der Zwölf zu Osteuropa, am 18. November 1989, erwähnte der
französische Präsident die Verhandlungen der EG mit der DDR über das Han-
delsabkommen, nicht aber die Frage der deutschen Einheit. Als ein Garant des
Viermächtestatus' befürchtete Frankreich - wie auch Großbritannien - vor allem
eine überstürzte Entwicklung, die nicht minutiös abgestimmt wäre. Der Zehn-
Punkte-Plan zum deutschen Einigungsprozeß, den Bundeskanzler Kohl - ohne
Frankreich zu konsultieren - am 28. November 1989 im Bundestag vorstellte und
in dem die Rolle der Vier Mächte an keiner Stelle erwähnt ist, trug nicht zur
Beruhigung Frankreichs bei. Die von Mißtrauen geprägte Rede Mitterrands bei
seinem Teffen mit Gorbatschow in Kiew am 6. Dezember 1989 ließ einen
Moment glauben, daß Frankreich den Prozeß unbedingt verlangsamen wolle und
sich daher der ablehnenden Haltung Moskaus anschließe. Doch die Entscheidung
der Regierung Modrow vom 7. Dezember 1989, im Mai 1990 freie Wahlen zu
organisieren - die dann schließlich auf den 18. März vorgezogen wurden -
brachte die französische Regierung zur Überzeugung, daß die Wiedervereinigung
unmittelbar bevorstehe. Die französische Position entwickelte sich deutlich weiter
nach dem Europäischen Rat in Straßburg, der sich für die Einheit "unter Wah-
rung der Abkommen und Verträge sowie sämtlicher in der Schlußakte von
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Helsinki niedergelegten Grundsätze"32 aussprach, und nach dem Staatsbesuch
Mitterrands in der DDR vom 20. bis 22. Dezember 198933.

Für Frankreich bleibt die deutsche Vereinigung an drei Bedingungen ge-
knüpft: (1) Das weitere Engagement für den europäischen Einigungsprozeß.
Frankreich befürchtete, daß die angestrebte deutsch-deutsche Wirtschafts- und
Währungsunion die Verwirklichung der europäischen Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion verlangsamen könne. Mitterrand versuchte sogar - jedoch vergeblich
- von Kohl zu erreichen, daß der Zeitpunkt für die Regierungskonferenz vorge-
zogen werde34. Eine Integration der DDR in die EG durch die deutsche Einheit
stieß allerdings kaum auf Widerstand seitens der französischen Regierung. (2)
Die endgültige Anerkennung der deutsch-polnischen Grenze durch ein vereintes
Deutschland. Die französische Regierung bestand darauf, daß eine polnische
Delegation an den Zwei-plus-Vier-Verhandlungen in Paris im Juli 1990 teil-
nimmt, bei denen das Grenzproblem erörtert wird. (3) Die Ablehnung jeglicher
militärischen Neutralität des vereinten Deutschlands. Obwohl Frankreich in der
NATO einen Sonderstatus innehat, stellte es sich völlig auf die Seite seiner
westlichen Alliierten und der DDR bei dem ersten Zwei-plus-Vier-Ministertreffen
in Bonn am 5. Mai 1990. Frankreich unterstützt die Integration des vereinten
Deutschlands in die NATO, wobei allerdings die militärischen Anlagen nicht nach
Osten verlagert werden sollen, und widersetzt sich den Verzögerungsversuchen
der Sowjetunion. Andererseits will Mitterrand verhindern, daß die Zugehörigkeit
eines vereinten Deutschlands zur NATO und zur EG die Sowjetunion völlig
isoliert, von einem Europa der Stabilität und Prosperität abschneidet und so die
Modernisierungspolitik Gorbatschows endgültig zum Scheitern bringt. So erklärt
sich sein beim Moskaubesuch im Mai 1990 ausgedrückter Wunsch, daß die
Sowjetunion an einer zukünftigen "europäischen Konföderation" beteiligt wer-
de35. Dieser Idee zufolge, die Mitterrand erstmals am 31. Dezember 1989 äußer-
te36 und die noch der Präzisierung bedarf, sollen die Außenminister der demo-
kratischen Staaten Europas eines Tages zu regelmäßigen Treffen zusammenkom-
men, bei denen sie die unterschiedlichsten Themen - u. a. Wirtschaft, Kultur,
Sicherheit - miteinander erörtern37.
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